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Geschützte Kunden in einer nationalen Gasmangellage 
Hinweise der Bundesnetzagentur 

 
 
Im Anschluss an info-intern Nr. 245/22 und Nr. 166/22 zu den Vorbereitungen der Bun-
desnetzagentur auf eine mögliche Gasmangellage teilen wir mit:  
 
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat am 05. September 2022 ein Hinweispapier für 
den Fall einer nationalen Gasmangellage veröffentlicht. Darin geht sie auf ihre eigene 
Rolle in einer derartigen Situation ein. Weiter wird erläutert, wer geschützte Gaskun-
den sind. Dies sind u.a. Haushaltskunden, Fernwärmeanlagen sowie grundlegende 
soziale Dienste. Dazu gehören auch Kitas, Schulen, Krankenhäuser, Feuerwehren so-
wie grds. die hoheitliche öffentliche Verwaltung. Ebenso wird auf den Umfang der Ab-
sicherung der geschützten Kunden eingegangen. Das Hinweispapier ist als Anlage 
beigefügt 
 
Rolle der Bundesnetzagentur in der nationalen Gasmangellage 
Die BNetzA informiert, dass im Falle einer unmittelbar drohenden Gasmangellage im 
kommenden Winter die Notfallstufe im Rahmen des Notfallplans Gas auszurufen sein 
könnte. Dies hätte zur Konsequenz, dass die Bundesnetzagentur die Aufgabe des 
Bundeslastverteilers (BLastV) übernimmt, der die Entscheidung über Maßnahmen zur 
Deckung des lebenswichtigen Bedarfs an Gas zu treffen hat.  
 
Dann hat die Behörde u.a. die Möglichkeit, Anweisungen zur Reduzierung des Gas-
verbrauchs bei Letztverbrauchern zu erlassen. Allerdings müssten laut BNetzA diese 
Anweisungen dahingehend abgewogen werden, dass die sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Schäden für Deutschland möglichst gering bleiben. Ihre Aufgabe be-
stehe darin (als BLastV), den lebenswichtigen Bedarf an Gas sicherzustellen (§ 1 En-
SiG, § 1 GasSV). 
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Begriff des geschützten Gaskunden 
Nicht geschützte Kunden sind grundsätzlich alle Kunden, die in den jeweiligen Kate-
gorien des Papiers nicht genannt werden. Zu den ausdrücklich aufgezählten geschütz-
ten Kunden gehören: 

• Haushaltskunden 

• Kunden, bei denen die Ausspeiseleistung maximal 500 kWh pro Stunde beträgt 
und die jährliche Gasentnahme 1.500 MWh nicht überschreitet. Hierunter fallen re-
gelmäßig kleine und mittlere Unternehmen der Sektoren Gewerbe, Handel, Dienst-
leistungen. 

• Letztverbraucher im Erdgasverteilernetz, die Haushaltskunden zum Zwecke der 
Wärmeversorgung beliefern und zwar zu dem Teil, der für die Wärmelieferung be-
nötigt wird. Dies können z. B. Letztverbraucher sein, die Blockheizkraftwerke im 
Quartier betreiben und auf Erdgas zum Betrieb der Wärmeerzeugungsanlagen an-
gewiesen sind. 

• Fernwärmeanlagen, welche keinen Brennstoffwechsel vornehmen können, inso-
weit sie Haushaltskunden, Standardlastprofilkunden und solche Kunden beliefern, 
die grundlegende soziale Dienste erbringen. 

• Kunden, die grundlegende soziale Dienste erbringen. Ein „grundlegender sozialer 
Dienst“ ist in der europäischen Verordnung über Maßnahmen zur Gewährleistung 
der sicheren Gasversorgung (SoS-VO, dort Art. 2 Nr. 4) definiert, und beinhaltet 
Dienste in den Bereichen Gesundheitsversorgung (z. B. Krankenhäuser), essenti-
elle soziale Versorgung (z. B. die Strom- und Wasserversorgung), Notfallversor-
gung, Sicherheit (z. B. Polizei und Bundeswehr), Bildung oder öffentliche Verwal-
tung. Gemeint sind hier nur die Erbringer des grundlegenden sozialen Dienstes 
selbst, nicht ihre Dienstleister und Zulieferer. 

• Kommunale Beispiele für grundlegende soziale Dienste sind etwa Kitas, Schulen, 
Arztpraxen, medizinische Versorgungszentren, Strom- und Wasserversorger, Al-
tenheime/Pflegeheime, Rettungsdienste und Feuerwehr. Sie gehören also zu den 
geschützten Kunden. 

 
Wie ist der Umfang der Absicherung? 
Geschützte Kunden genießen laut BNetzA keinen absoluten Schutz. Es könne nicht 
ausgeschlossen werden, dass in einer Gasmangellage auch gegenüber geschützten 
Kunden Anweisungen ergehen, den Gasbezug zu reduzieren. Das bedeute ausdrück-
lich nicht, dass sie auf Anweisung der BNetzA ihren Gasbezug vollständig einstellen 
müssten. Vielmehr sollten im Falle einer Gasmangellage geschützte Verbraucher auf 
den „Komfort“-Anteil ihres Gasbezugs verzichten, ohne dass durch Entscheidungen 
der BNetzA der lebenswichtige Gasbedarf eingeschränkt wird.  
 
Bei den nicht geschützten Kunden dürfte der Anteil des lebenswichtigen Bedarfs im 
Allgemeinen geringer sein als im Bereich der geschützten Kunden. Ein Beispiel für 
lebenswichtigen Bedarf bei nicht geschützten Kunden sei die Herstellung lebenserhal-
tender Medikamente, die nicht importiert werden können. Ein Beispiel für nicht lebens-
wichtigen Bedarf geschützter Kunden sei der Gasbezug, um private Pools oder eine 
Sauna zu heizen. 
 
 
Anmerkung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
Die gegenwärtige Einstufung der geschützten Gaskunden wird vom DStGB kritisch 
gesehen. Für den kommunalen Bereich dürfte die vorliegenden Beispiele kaum aus-
reichend bzw. in der Definition zu ungenau sein. Die Hinweise der BNetzA, dass es 
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sich hierbei um Tätigkeiten handele, die die Gemeinde „kraft öffentlichen Rechts zwin-
gend zu erfüllen hat“, erscheint doch sehr unbestimmt. Insofern drohen Unsicherheiten 
bei den betroffenen Einrichtungen. Hilfreicher könnte etwa eine Differenzierung nach 
den jeweiligen Aufgaben sein wie die Auftragsangelegenheiten, die Pflichtaufgaben 
(zur Erfüllung nach Weisung) sowie pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben erscheinen. 
Ebenso könnte eine spezifische Unterteilung nach Eingriffs- bzw. Leistungsverwaltung 
oder nach konkreten Sachgebieten (Ordnungsamt, Schulamt, Sozialamt) sein. Der 
DStGB wird daher im weiteren Verfahren die weitere Konkretisierung der Beispiele der 
grundlegenden Dienste einfordern. 
 

 
- Ende info-intern Nr. 303/22- 
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